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Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat am
12‚ Mai 1981 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannts

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Saarland vom 1A„November 1978

aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 -

G r ü n d e :

I

Der Kläger ist Regierungsamtmann bei der 1

des S ' . Er war Vorsitzender des Aero-Clubs N— —
»B eV (Club). Im Jahre 1958 hat er die Prüfung

als Segelfluglehrer abgelegt und seitdem innerhalb des

Clubs Segelflugzeugführer ausgebildet. Als Ausbildungs-

leiter gehörte er auch dem erweiterten Vorstand des Clubs

an.

Am 5. Dezember 1971 stürzte der Kläger nach einem Flugzeug-

schleppstart mit einem von ihm geführten vereinseigenen

doppelsitzigen Segelflugzeug ab, auf dessen Rücksitz das

Clubmitglied S saß, und zog sich erhebliche Ver-

letzungen an beiden Füßen zu. Die Beklagte lehnte durch Be-

scheid vom 24. Juli 197h Entschädigungsansprüche ab, weil

der Kläger zum Club nicht in einem Beschäftigungsverhältnis

gemäß 5 559 Abs 1 Nr 1 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

gestanden habe und auch nieht wie ein solcher Versicherter

nach 5 539 Abs 2 RVGtätig gewesen sei. Er habe sich aus
moralischen Gründen dem Club gegenüber für die Nachwuchs-

ausbildung zur Verfügung gestellt und sei am 5. Dezem-

ber 1971 aufgrund dieser Verpflichtung bzw vereinsinterner
Übung tätig geworden. Er gehöre daher nicht zum Kreis der

gegen Arbeitsunfall versicherten Personen.

Das Sozialgericht (so) für das Saarland hat die Beklagte
verurteilt, den Unfall des Klägers vom 5. Dezember 1971 als

Arbeitsunfall anzuerkennen und nach den gesetzlichen Be

stimmungen der RVG zu entschädigen (Urteil vom 16.März 1978).

Es hat den Versicherungsschutz nach 5 559 Abs 2 RVO bejaht.
Das Landessozialgericht (LSG) für das Saarland hat das erst-

instanzliche Urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen
(Urteil vom 14. November 1978). Zur Begründung hat es ua
ausgeführt: Den Voraussetzungen des 5 539 Abs 2 RVO sei
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auch dann nicht genügt, wenn unterstellt werde, daß der

’
Kläger, der nach seinen eigenen Angaben den Flug am 5. De-

zember 1971 absolviert habe, um seine Fluglizenz zu er—
halten, damit zugleich auch eine Fluglehrertätigkeit ver-

vbunden habe. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) bestehe nämlich kein Versicherungsschutz nach 5 539

Abs 2 RVG für eine Tätigkeit, die zwar - wie hier - ihrer Art

nach an sich dem allgemeinen Erwerbsleben zugänglich sei, je—

doch aufgrund einer Mitgliedschaft in einem Verein wahrge-

nommen werde und ausschließlich auf einer Mitglied3pflicht

beruhe (BSGE 14, 1, 3; 17, 211, 216). Diese Verpflichtung
könne, was vorliegend zwar nicht erfolgt sei, durch Beschlüsse

der Mitgliederversammlung, des Vorstandes oder des Beirates

auferlegt werden. Sie könne sich aber auch aus der Satzung

oder aus einer allgemeinen Übung ergeben (BSG, Urteil vom

.
29. Februar 1972 - 2 RU 194/68 = SozR Nr 27 zu 5 539 RVG).

Das sei hier der Fall. Der Kläger habe dem Club gegenüber

kraft Übung die Verpflichtung übernommen, Flugschüler auszu-
bilden, denn er habe seit 1970 ausschließlich Schulflüge

durchgeführt. Eine Verpflichtung des Klägers sowie der zur
Zeit des Unfalls dem Club angehörenden weiteren vier Aus-
bildungsberechtigten und damit die generelle Verpflichtung

des Ausbildüngspersonals zu einer zur Übung gewordenen Schul-

tätigkeit ergebe sich auch aus der in 5 2 der Satzung sta-

tuierten Zweckbestimmung des Clubs, der sich “die aktive

Ausübung und Förderung des Luftsports in allen seinen Formen"
. zur "vornehmsten Aufgabe" gemacht habe. Die Förderung des
‘ Luftsports umfasse auch die Ausbildung von Flugschülern. Dem
' Kläger als damaligen Vorsitzenden des Clubs und Ausbildungs-

leiter sei daraus die Verpflichtung erwachsen, sich für die

Nachwuchsausbildung zur Verfügung zu stellen, ganz abgesehen

davon, daß hierfür eine moralische Verpflichtung insofern
bestanden habe, als der Landessportverband für das S ;,
(LSVS) als Dachorganisation des Aero—Clubs einen Zuschuß für

seine Fluglehrerausbildung geleistet habe. Das zitierte Ur-

teil des BSG vom 29. Februar 1972 (aaO) sei nicht ein—
schlägig, da in dem dort entschiedenen Fall der tödlich
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verunglückte Fluglehrer den Flugschüler eines anderen Ver-

eins ausgebildet hatte, An dem Ausschluß des Versicherungs-

schutzes ändere auch nichts das Merkblatt des LSVS über

die gesetzliche Unfallversicherung von unentgeltlich tä—

tigen Platzwarten und Hauskassierern sowie unentgeltlich

Oder nebenberuflich gegen Entgelt tätigen Ubungsleitern

von Sportvereinen und —verbänden, in welchem auf eine Ver-

einbarung zur vereinfachten Beitragserhebung zwischen dem
LSVS und der beigeladenen V -B

verwiesen werde. Weder ein Merkblatt noch eine Vereinbarung

zum vereinfachten Beitragseinzug könnten ein Versicherungs-
verhältnis umgestalten; die darin getroffenen Regelungen

könnten nur im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen ge—

troffen werden.

Das Bundessozialgericht hat die Revision durch Beschluß vom

2. Mai 1979 (2 BU 3/79) zugelassen.

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesent-

lichen wie folgt begründetg Das angefochtene Urteil beruhe
auf Verletzung der richterlichen Hinweispflicht. Die Bea

teiligten stritten darüber, ob der zum Unfall führende Flug

ein Übungsflug gewesen sei oder der Schulung des Fluggastes

S' gedient habe. Darüber habe das SG durch Vernehmung

des Zeugen S- Beweis erhoben und festgestellt, daß der

Flug wesentlich auch den Interessen des Flugschülers S
gedient habe° Es habe daher einen Arbeitsunfall nach

& 5h8 RVO bejaht. Das LSG habe die Beweiserhebung zu dem-

selben Streitpunkt wiederholt und dadurch in ihm die Über-

zeugung erweckt, daß, wie in der ersten Instanz, der Zweck

des Fluges streitentscheidend sei° In der angefochtenen Ent-

scheidung habe das LSG jedoch dieser Frage keine deeutung

beigemessen. Das Gericht wäre verpflichtet gewesen, ihn

darauf hinzuweisen. Er hätte dann zur Klagebegründung vorge-
tragen, daß zwischen dem LSVS und der Beigeladenen am 30. No-

vember 1972 eine Vereinbarung zustande gekommen sei, in deren
9 1 die Vertragspartner Versicherungsschutz gegen Arbeits-

unfälle auch für den Personenkreis vereinbart hätten, zu dem
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er gehöre. Das LSG sei auch nicht seiner Aufklärungspflicht

nachgekommen„ Es hätte sich aus der erwähnten Vereinbarung

und nicht nur aus dem Merkblatt die Kenntnis verschaffen
müssen, ob darin ein vertraglicher Versicherungsschutz ge—

regelt werde° Falls das LSG diese Frage verneint hätte, wäre

von ihm zu entscheiden gewesen‚ ob der Beklagten durch den
Grundsatz von Treu und Glauben verwehrt werde, den Ver—

sicherungsschutz zu versagen, nachdem sie aufgrund der Ver-

einbarung Beiträge für den Kläger vereinnahmt habe‚ Ent-

gegen der Ansicht der Beklagten habe er am 5„ Dezember 1971

einen Arbeitsunfall nach 5 548 RVG erlitten, Das LSG habe für

das Revisionsgericht bindend unterstellt, daß er zur Zeit des

Unfalls wie ein aufgrund eines Dienstverhältnisses beschäf-

tigter Segelfluglehrer tätig gewesen sei‚ Die Tätigkeit als

Fluglehrer habe nicht einer Mitgliedspflicht entsprochen.
Eine solche Pflicht sei weder aus Vorschriften der Satzung

zu folgern‚ die den Vereinszweck umschreiben9 noch aus einem

Beschluß der Mitgliederversammlung oder aus einer bestehenden

Übung, wenn er auch seit 1970 ausschließlich Schulflüge durch_
geführt habe° Vom Revisionsgericht werde erforderlichenfalls

auch zu prüfen sein‚ ob es nicht dem Sozialstaatsgebot ent—

spreche, einem Vereinsmitglied„ das nebenberuflich und unent-

geltlich andere Vereinsmitglieder schule, Versicherungsschutz

zu gewähren° Die vom LSG in der Hilfsbegründung vertretene

Auffassung„ daß eine mit dem LSVS getroffene Vereinbarung,

wenn sie über die bloße Beitragsregelung hinausgehe‚ für ihn

keinen Versicherungsschutz begründen könne, sei zu eng°
Seiner Meinung nach könne die Berufsgenossenschaft autonom

durch Vertrag auch abweichend von der gesetzlichen Regelung

bestimmen, wer Versioherungsschutz genieße.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSG für das Saarland vom 1h. No—

vember 1978 aufzuheben und die Berufung der Be—

klagten gegen das Urteil des SG für das Saarland

vom 16° März 1978 zurückzuweisen,
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hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen9

die Revision zurückzuweisen.

Die Beklagte trägt vor, die vom Kläger erwähnte Verein-

barung zwischen dem LSVS und der Beigeladenen vom 30. No-

vember 1972 finde auf den Unfall des Klägers schon deshalb

keine Anwendung„ weil im Unfallzeitpunkt am 5‚Dezember 1971

noch nicht die fachliche Zuständigkeit der Beigeladenen ge-

geben gewesen sei. Die katasterrechtliche Zuständigkeit sei

erst am 1„ Januar 1975 auf die Beigeladene übergegangen.

Überdies habe die Vereinbarung für den Kläger keinen Ver-

sicherungsschutz und schon gar nicht einen Versicherungs-

schutz über den Rahmen des 3° Buches der RVO hinaus begrün-

det° Die Vereinbarung gehe vielmehr von dem Bestehen eines
Versicherungsschutzes aus° Entscheidend sei im vorliegenden

Fall, ob der Kläger als Mitglied eines eingetragenen Ver-

eins bei seiner unentgeltlichen Tätigkeit der praktischen

und theoretischen Ausbildung von Segelflugschülern des Ver—

eins entweder nach 5 539 Abs i Nr 1 RVO oder zumindest wie

ein solcher Beschäftigter nach 5 539 Abs 2 RVO gegen Arbeits-

unfall versichert gewesen sei° Die Auffassung des LSG9 daß

eine auf der Vereinsmitgliedschaft beruhende Tätigkeit den
Unfallversicherungsschutz ausschließe„ gründe sich auf die

ständige Rechtsprechung des BSG-o Es komme im vorliegenden

Fall nur darauf an9 ob das LSG die Rechtsprechung des BSG
richtig ausgelegt und zutreffend angewendet haben Auf die

Verfahrensrügen des Klägers sowie auf das Sozialstaats-

gebot komme es dagegen nicht an°

Die Beigeladene schließt sich.dem Vorbringen der Beklagten

an° Ergänzend führt sie aus9 daß durch die Vereinbarung vom
12, November 1972 keinem Personenkreis Versicherungsschutz

gewährt werde° Sie betreffe lediglich den vereinfachten
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Beitragseinzug. Der Kläger verkenne zudem, daß zur Zeit
seines Unfalls die Beklagte der zuständige Versicherungs—

träger gewesen sei und dieser mit dem LSVS keine Verein-
barung geschlossen habe. Entscheidend sei zudem, daß der

Kläger nicht bei einem Schulflug, sondern bei einem der Er-

haltung seiner Fluglizenz dienenden Flug verunglückt ist.

Es sei bedenklich, daß das LSG im angefochtenen Urteil unter—

stellt habe, daß mit dem Flug auch eine Fluglehrertätigkeit
des Klägers verbunden gewesen sei.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Ur-

teil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 12h Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Die Revision des Klägers ist insofern begründet, als das an—
gefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Ver—

.handlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen ist.

Das LSG hat zugunsten des Klägers unterstellt, daß er den

Flug am 5. Dezember 1971 unternommen hatte, "um seine Flug-

lizenz zu erhalten, damit auch eine Fluglehrertätigkeit ver-
bunden hätte". Hiervon ausgehend rechtfertigt sich unter
Berücksichtigung der tatsächlichen Feststellungen nicht die

vom Berufungsgericht getroffene Entscheidung. Der Kläger

könnte bei der zum Unfall führenden Tätigkeit sowohl nach

5 539 Abs 1 Nr 1 RVG, vor allem aber —was hier wohl eher in
Betracht kommt - nach Abs 2 dieser Vorschrift versichert

gewesen sein.

Nach 5 539 Abs 1 Nr 1 nvo sind die aufgrund eines Arbeits-,
Dienst- oder Lehrverhältnisses Beschäftigten gegen Arbeits-

unfall versichert. Die Mitgliedschaft in einem - rechts-

fähigen oder nicht rechtsfähigen - Verein schließt zwar die
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Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses iS des @ 539

Abs 1 Nr 1 RVG nicht von vornherein aus (BSGE 1A, 1, 3;

17, 211, 216; SozR Nr 24, 27 und 35 zu 5 539 RVG; BSG ZfS

1976, 121). Es ist jedoch zu unterscheiden zwischen
Arbeitsleistungen, die nur auf den Mitgliedspflichten be-

ruhen (auf der Satzung, auf Beschlüssen der zuständigen

Vereinsgremien, auf allgemeiner Übung) und den Arbeits-
leistungen, die außerhalb dieses Rahmens verrichtet werden.

Nur im letzteren Fall kann nach der Recht3prechung des BSG,

wenn die erforderliche Abhängigkeit gegeben ist, ein
Arbeits— oder Dienstverhältnis angenommen werden (Brack-

mann, Handbuch der Sozialversicherung, 9° Aufl S 471 c,
476 e und f mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen). Diese

Rechtsprechung findet ihre Parallele in der im Arbeitsrecht

herrschenden Ansicht, daß eine Tätigkeit, die zB auf gesell-
schaftsrechtlicher oder körperschaftlicher Verpflichtung

beruht, wegen Fehlens eines Abhängigkeitsverhältnisses

nicht aufgrund eines Arbeitsverhältnisses ausgeübt wird
(Brackmann aaO S 476 g mit Nachweisen)° Bei einer auf Mit—
gliedspflicht beruhenden Tätigkeit scheidet auch eine Ver-

sicherung gegen Arbeitsunfall wie ein Beschäftigter nach
5 539 Abs 2 RVO aus (Brackmann aaO S #76 f)°

Nach den Feststellungen des LSG war der Kläger zur Zeit des

Unfalls Vorsitzender des Clubs, Er gehörte zu dem aus drei
Personen bestehenden Vorstand (5 10 Abs 1 der Satzung) und
damit zu den gesetzlichen Vertretern des eingetragenen Ver-

eins (5 26 Bürgerliches Gesetzbuch «BGB-), Diese Tätigkeit

als Repräsentant eines Vereinsorgans konnte nur von Vereins-
mitgliedern, die von den Mitgliedern des Clubs gewählt

worden waren (5 16 Satz 2 Buchst f der Satzung), und nur
ehrenamtlich und unentgeltlich (5 8 Abs & der Satzung),

nicht aber von hauptamtlich angestellten Personen aufgrund
eines dem allgemeinen Arbeitsmarkt zuzurechnenden Beschäf—

tigungsverhältnisses ausgeübt werden° Der Schutz der gesetz-

lichen Unfallversicherung ist damit für alle Tätigkeiten
nicht gegeben, die der Erfüllung der Aufgaben dienen, die

dem Repräsentanten obliegen, zB die Teilnahme an
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Organsitzungen, Tagungen und ähnlichen Veranstaltungen, bei

denen sich die Teilnehmer der Willensbildung und der Ziel-

setzung des Vereins widmen (BSGE 17, 73, 74; BSG, Urteile

vom 30. November 1962 - 2 RU 187/59 - und vom 19.Februar 1968

— 2 RU 6h/66 -). Zu den Aufgaben eines Mitgliedes des Vor-

standes des Clubs gehört jedoch nicht die theoretische und

praktische Ausbildung von Flugschülern. Entgegen der Auf-
fassung des LSG ergibt sich eine solche Verpflichtung nicht

aus 5 2 Abs 1 der Satzung, wonach die aktive Ausübung und

Förderung des Luftsports in allen seinen Formen die vor-
nehmste Aufgabe des Vereins ist. Nach @ 57 Abs 1 BGB muß die

Satzung eines eingetragenen Vereins den Zweck des Vereins

enthalten. Aus dem Zweck des Vereins ergibt sich, ob der
Verein ein nicht wirtschaftlicher (& 21 BGB) oder ein wirt-

schaftlicher (@ 22 BGB) ist, wovon die Erlangung der Rechts—
fähigkeit (durch Eintragung in das Vereinsregister oder

durch staatliche Verleihung) abhängt. Ferner richtet sich

nach dem Vereinszweck, ob er, weil gemeinnützigen Zwecken

dienend, ua von der Körperschaftssteuer befreit ist (5 &

Abs 1 Nr 6 des Körperschaftssteuergesetzes -KStG- vom
16. Oktober 193h — RGB1 I 1031 iVm 5 17 Steueranpassungs-

gesetz -StAan- vom 16. Oktober 193h - RGB1 I 925 - und

@@2 und 12 der Gemeinnützigkeitsverordnung -GemV0- vom
24. Dezember 1953 - BGBl I 1592, 5 52 der Abgabenordnung,
@ 5 Abs 1 Nr 9 des KStG 1977 vom 31, August 1976 -
BGBl I 2597). Es gibt zahlreiche Luftsportvereine, die

zwar die Förderung des Luftsports bezwecken, aber keine

Ausbildung von Luftfahrern betreiben, entweder weil sie

dies nicht wollen oder weil sie nicht die personellen oder

sachlichen Voraussetzungen erfüllen, an die die Erlaubnis

zur Ausbildung von Luftfahrern geknüpft ist (ää 30 ff der
Luftverkehrszulassungsordnung -LuftV20— in der hier noch

anzuwendenden Fassung vom 28. November 1968 - BGBl I 1263).

Das LSG hat auch keine sonstigen Umstände festgestellt, aus
denen sich für den Kläger als Vorsitzenden des Clubs die

Verpflichtung zur Ausbildung von Flugschülern herleiten

läßt. Die Mitglieder des Vorstandes müssen zwar Mitglieder

des Clubs sein (5 8 Abs 1 Satz 3 der Satzung), aber nicht

_ 10 _
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einmal zur Ausübung des Luftsports berechtigte "Aktive?

(@ 2 Abs 3 der Satzung) und daher auch nicht Flug-
lehrer.

Die Tatsache, daß der Kläger, wie das LSG festgestellt hat,

Ausbildungsleiter war, begründet für sich allein gleich-

falls noch keine Mitgliedspflicht zur Ausbildung von Luft-

fahrern, auch wenn - wie hier - der Kläger als Ausbildungs-

leiter zugleich dem erweiterten Vorstand des Clubs ange-

hörte (@ 8 iVm 5 12 Nr & der Satzung). Die Ausbildung von
Luftfahrern darf nach 5 5 Abs 1 des Luftverkehrsgesetzes
-LVG— vom &. November 1968 (BGBl I 1113) iVm 5 30 LuftV20

nur in Ausbildungsbetrieben (Luftfahrerschulen) durchge—

führt werden, die dafür eine Erlaubnis besitzen° Unbeschadet

dieser Erlaubnis darf die praktische Ausbildung nur von Per—

sonen vorgenommen werden, die hierfür eine Erlaubnis be—

sitzen (@ 30 Abs 3 LuftV20). Die Erlaubnis zur Ausbildung

von Luftfahrern kann nicht nur einem einzelnen Verein, son—

dern hinsichtlich der Ausbildung von Motorseglerführern und

Segelflugzeugführern auch einem Luftsportverband in den ihm

angeschlossenen Vereinen erteilt werden (€ 34 Abs 1 LuftV20).

In beiden Fällen hat der die Ausbildung betreibende Verein

einen Ausbildungsleiter, der Fluglehrer sein muß (Anlage 2

zu 5 32 Abs 1 Nr 5 LuftV20)°

Unbeschadet fehlender Feststellungen, ob und welche Aus-

bildungserlaubnis die Luftfahrtbehörde des S (5 31
Abs 1 Nr 1 LuftV20) dem Club erteilt hat oder ob der Club

aufgrund einer dem Luftsportverband Aero-Club S eV er-

teilten Erlaubnis Luftfahrer ausbildete und für welche Aus—

bildung der Kläger Ausbildungsleiter war und zugleich dem

erweiterten Vorstand des Clubs angehörte, bestand für den

Kläger keine sich aus der Mitgliedschaft ergebende Pflicht

zur Ausbildung von Flugschülern° In der Doppelfunktion als
Ausbildung51eiter und Mitglied des erweiterten Vorstandes

übte der Kläger bei der Ausbildung von Flugschülern keine
Repräsentantentätigkeit für den Verein aus° Seine Tätigkeit

war hierbei vielmehr durch seine Stellung im Rahmen des
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Ausbildungsbetriebes geprägt, die, wie bereits ausgeführt,

sich nicht zwangsläufig aus den Pflichten als Vorstandsmit»

glied herleiten läßt. Der als Fluglehrer tätige Aus-

bildungsleiter muß nicht nur fachlich besonders qualifiziert

sein, sondern auch von der die Ausbildungserlaubnis er-

teilenden Luftfahrtbehörde (5 31 Abs 1 Nr 1 LuftV20) für ge»
eignet gehalten werden, die Sicherheit und Ordnungsmäßigkeit

des Ausbildungsbetriebes zu gewährleisten. Zum Beisitzer im

erweiterten Vorstand für das Sachgebiet Ausbildung (vgl 5 12
Nr & der Satzung) kann dagegen auch ein anderes Vereinsmit«

glied gewählt werden, das nicht zugleich Ausbildungsleiter

ist. Insoweit wäre dieses andere Mitglied‚aber auch der

Kläger,zB bei der Teilnahme an Sitzungen des Vorstandes, das

Sachgebiet Ausbildung betreffend, als Repräsentant des Ver-

eins tätig und nicht gegen Arbeitsunfall versichert.

Der Versicherungsschutz ist im vorliegenden Fall nicht des“
halb ausgeschlossen, weil der Kläger, wie das LSG meint, die

Ausbildung von Flugschülern aufgrund einer dahingehenden
Übung betrieben hat. Es trifft zwar zu, daß Mitglieder eines

Vereins bei auf allgemeiner Übung beruhenden Tätigkeiten für

den Verein nicht gegen Arbeitsunfall versichert sind, weil

es sich dabei um Arbeitsleistungen handelt, die unmittelbarer
Ausfluß der Mitgliedschaft sind. Zu den auf allgemeiner Übung

beruhenden Mitgliedspflichten zählen geringfügige Tätig»
keiten, die ein Verein von jedem seiner Mitglieder erwarten
kann und die von den Mitgliedern dieser Erwartung entsprechend

auch verrichtet werden (BSGE 1b, 1, 3; 17, 211, 216; Brack«
mann aaO S h76 I), wie zB regelmäßige Arbeiten zur Her—
richtung und Reinigung von Sportplätzen, Verkauf von Ein»

trittskarten, Ordnungsdienste bei Veranstaltungen. Bei über

diesen Rahmen hinausgehenden umfangreicheren Arbeiten kann

eine Mitgliedspflicht dagegen nur angenommen werden, wenn
die Satzung oder ein Beschluß der Mitgliederversammlung oder

eines sonstigen dafür zuständigen Vereinsgremiums den Mit-
gliedern eine rechtliche Pflicht zur Arbeitsleistung aufer—

legt hat. Daran fehlt es aber, wenn es den Mitgliedern frei—
steht, in welchem Maße sie sich an den — unentgeltlichen —
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Arbeiten beteiligen wollen und wenn sie sich zur Verfügung

stellen„ Verrichten Vereinsmitglieder Arbeiten9 die den

Rahmen der gewöhnlichen Zwecke des Vereins überschreiten9

wie zB den Bau eines Vereinshauses oder einer Vereins=

kantine9 ist ein Versicherungsschutz nach 5 539 Abs 1 Nr 1

oder Abs 2 RVO bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen

nicht ausgeschlossen‚

Die Tätigkeit des Klägers im Club als Fluglehrer, die eine

Ausbildung als Flugzeugführer und zusätzlich als Flug-

lehrer voraussetzt9 gehört jedenfalls nicht zu den gering-

fügigen Tätigkeiten9 die ein Verein von seinen Mitgliedern

ohne weiteres verlangen kann„ Auch die Tatsache9 daß der
Kläger seit 1970 ausschließlich Schulflüge durchgeführt hat‚

macht die Fluglehrertätigkeit nicht zu einer auf allgemeiner

Übung beruhenden Mitgliedspflicht° Andernfalls würde dies
entgegen den Intentionen der Rechtsprechung des BSG zum

unfallversicherungsrechtlichen Schutz von Vereinsmitgliedern
bei Tätigkeiten im Verein gerade diejenigen Mitglieder vom

Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung ausschließen‚ die
sich mit besonderer Tatkraft jahrelang für den Bestand und

die Fortentwicklung eines Vereins einsetzen und kraft ihrer
häufig mit erheblichem Aufwand an Zeit und Geld erworbenen

Qualifikation für die gemeinnützigen Zwecke des Vereins un—
entbehrlich sind° Eine moralische Verpflichtung dem LSVS

gegenüber, der nach den Feststellungen des LSG dem Kläger
für seine Fluglehrerausbildung im Jahre 1958 einen Zuschuß

geleistet hat, reicht gleichfalls nicht aus‚ 13 Jahre später

noch eine Mitgliedspflicht dem Club gegenüber zur Ausbildung

von Flugschülern zu begründeno Allenfalls könnte dies noch

erwogen werden‚ wenn der Zuschuß nachweisbar von einer Ver-

pflichtung des Klägers zur Ausübung der Fluglehrertätigkeit

in einem Verein abhängig gemacht werden wäre‚ was das LSG

nicht festgestellt hat„ wobei dann noch entschieden werden

müßte, für wie lange Zeit eine vom Kläger eingegangene Ver-
pflichtung angenommen werden kann°
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Soweit der Kläger seinen Unfallversicherungsschutz schon

aus dem Vertrag des LSVS mit der Beigeladenen vom 30„ Novem—

ber 1972 zur vereinfachten Beitragserhebung für den in 5 1

der Vereinbarung genannten Personenkreis herleiten will,

liegen seine Ausführungen neben der Sache. Unbeschadet des

Umstandes„ daß der Anspruch des Klägers sich gegen die Be-

klagte richtet, die Vereinbarung vom 30° November 1972 aber

vom LSVS mit der Beigeladenen abgeschlossen werden ist, kann

die Versicherung gegen Arbeitsunfall nach der RVO nicht

durch Vertrag begründet werdeno Ausschließlich das Gesetz be—

stimmt, wer kraft Gesetzes gegen Arbeitsunfall versichert

ist (55 539; 540 RVG), wer durch Satzung eines Trägers der
Unfallversicherung versichert wird (55 5439 5hh RVG) und wer
der Unfallversicherung freiwillig beitreten kann (& 545 mm).,

Die Vereinbarung vom 30° November 1972 gibt sich auch nicht

den Anschein, als werde durch sie für den in 5 1 genannten

Personenkreis die Versicherung gegen Arbeitsunfall begründet.
Die Vereinbarung ist zur vereinfachten Beitragserhebung für

den in 5 1 genannten Personenkreis geschlossen werden, Zu

diesem Zweck gingen die Vertragspartner davon aus9 dh sie

waren übereinstimmend der Auffassung, daß die im einzelnen

genannten für Sportvereine oder Sportverbände tätigen Per—

sonen "gesetzlich unfallversichert sind"° Diese Formulierung

macht deutlich, daß nach dem Willen der Vertragspartner

durch die Vereinbarung kein vertraglicher Unfallversicherungs_

schutz begründet werden sollte„ Er ist daher durch die Ver—

einbarung auch nicht begründet werden°

An einer abschließenden Entscheidung in der Sache ist der
Senat durch die fehlenden tatsächlichen Feststellungen ge—

hindert° Zu klären ist insbesondere„ ob der Kläger den zum
Unfall führenden Flug am 50 Dezember 1971, wenn nicht aus—
schließlich„ so zumindest wesentlich auch im Rahmen seiner

Fluglehrertätigkeit zur Ausbildung des Zeugen S zum
.Motorseglerführer oder/und zum Segelflugzeugführer durchgem

führt hat. Die Ermittlungen werden sich ua darauf zu er—
strecken haben, für welche Art der Ausbildung - Motorsegler-

führer oder/und Segelflugzeugführer — S der
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zuständigen Erlaubnisbehörde gemeldet war (vgl 5 24
Abs & LuftV20). Die Tatsache, daß der Flug in einem Segel-

flugzeug durchgeführt wurde, Spricht jedoch nicht schon

für eine Segelflugzeugführerausbildung. Denn die Flugaus-

bildung für Motorseglerführer konnte zur Zeit des Unfalls

teilweise auch auf Segelflugzeugen durchgeführt werden

(vgl Nachrichten für Luftfahrer NfL 11/62/70). Bei der
Feststellung, ob der zum Unfall führende Flug überhaupt

Ausbildungszwecken diente, wird das LSG ua auch zu klären

haben, welche Schlüsse insofern aus der Sitzverteilung im

Flugzeug zwischen dem Kläger und dem Zeugen S
,

während

des Fluges zu ziehen sind, ob also die Sitzverteilung der-
jenigen bei einem Ausbildungsflug entsprach und für den

Zeugen S ein betriebsbereites Steuer (eingebauter

Steuerknüppel) vorhanden war. Sofern der Flug des Klägers

im wesentlichen nur dazu gedient hat, die Voraussetzungen
für die Verlängerung seiner Erlaubnis als Segelflugzeug-

führer für die Startart Flugzeugschleppstart (vgl 5 39
Abs 2 Satz 2 iVm 5 38 Nr 2 der Prüfordnung für Luftfahrt-

personal -LuftPersO— in der hier noch anzuwendenden Fassung

vom 5. April 1967 - BGBl I #13) unter Mitnahme des Zeugen
S als Fluggast zu schaffen, wäre dies allerdings

keine dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung unter-
stehende Tätigkeit gewesen°
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Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

- auch über die Kosten des Revisionsverfahrens —

an das LSG zurückverwiesen werden°
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